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Kreis Lippe 
 
93 Immissionsschutz 
 
Entscheidung über die Notwendigkeit einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung (standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung - UVPG) für die Errichtung/ 
Erweiterung und den Betrieb einer Anlage zum Halten 
von Schweinen in 32657 Lemgo, Niederluher Str. 68, 
Gemarkung Lüerdissen, Flur 2, Flurstück 17. 
Az.: 766.0081/13/7.1.7.2 
 
Immissionsschutz 
 
Der Landwirt Heinrich-Wilhelm Begemann, Uhlenbrink 6, 
32105 Bad Salzuflen, beantragt die Genehmigung gemäß 
§§ 4/19 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung/Erweiterung und den Betrieb einer 
Anlage zum Halten von Schweinen durch die zusätzliche 
Aufstallung von 535 Mastplätzen auf einen Bestand von 
nunmehr 1.999 Mastschweineplätzen sowie eines Güllebe-
hälters mit 2.714,00 m3 an dem Standort in 32657 Lemgo, 
Niederluher Str. 68, Gemarkung Lüerdissen, Flur 2, Flur-
stück 17. 
 
Die beantragte Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP-
pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.11.3 
(Buchst. S) als Anlage genannt, für die im Rahmen einer 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c 
Abs. 1 Satz 1 des UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der 
Anlage 2 UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange und Fachbehörden 
wurde festgestellt und entschieden, dass die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, 
da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in 
der Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien zum 
Standort des Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Fest-
stellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Depping 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
94 3. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 3. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 18.03.2015, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungster-
min am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 23.02.2015 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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95 Abschließender Prüfungsvermerk der Ge-

meindeprüfungsanstalt (GPA) Nordrhein-
Westfalen für den Eigenbetrieb Schulen des 
Kreises Lippe für das Geschäftsjahr 2013 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat am 15.12.2014 den 
Jahresabschluss festgestellt und über die Verwendung des 
Fehlbetrages wie folgt beschlossen: 
 
" Der Jahresfehlbetrag von 271.847,92 Euro wird auf neue 

Rechnung vorgetragen." 
 
Der Jahresabschluss 2013 wird im Internet auf der Home-
page des Kreises Lippe unter www.kreis-lippe.de (Konzern 
Kreis Lippe/Beteiligungen/EBS Eigenbetrieb Schulen) ver-
öffentlicht. Zusätzlich wird der Jahresabschluss 2013 bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im 
Kreishaus, Ebene 4, Zimmer 452 (Büro Parsons/Koch), zur 
Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der GPA in Herne über die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
lautet wie folgt: 
 

„Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Schulen des Kreises Lippe. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Concunia GmbH, Münster, bedient. 
  
Diese hat mit Datum vom 25.09.2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Schulen des 
Kreises Lippe, Detmold: 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz 
und Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schulen des Kreises 
Lippe für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 
dieser Unterlagen nach den handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung lie-
gen in der Verantwortung der Betriebsleitung der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung Schulen des Kreises Lippe. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung sowie über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Prüfungen nach § 106 GO NRW und 
entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung  

 
Schulen des Kreises Lippe sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Schulen des Kreises Lippe sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und sonstigen ortsrechtlichen Best-
immungen und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
Schulen des Kreises Lippe. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Schulen 
des Kreises Lippe und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 18.02.2015 
 
GPA NRW 
 
Im Auftrag 
 
Harald Debertshäuser“ 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 26 (3) der 
Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie § 3 (5) 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen 
Einrichtungen (JAP DVO) bekannt gemacht.   
 
Detmold, den 24.02.2015    
 
 
Klaus Kuhlmann 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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96 Öffentliche Zustellung einer gebührenpflichti-

gen Mitteilung gemäß § 4 StVG 
 
An Frau Silvia Elisabeth Beller, ist am 25.02.2015 unter 
dem Aktenzeichen 360.1M71 eine gebührenpflichtige 
Mitteilung (Maßnahme gemäß § 4 des Straßenver-
kehrsgesetzes <StVG>) ergangen. 
 
Diese Mitteilung konnte nicht zugestellt werden, da die Be-
troffene anscheinend unbekannt verzogen ist, oder ihre Er-
reichbarkeit nicht hergestellt hat. 
 
Gem. § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
01.2.2006 in der derzeit gültigen Fassung wird daher die 
Verfügung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Klage-
frist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich nicht 
mehr möglich sind. 
 
Die Betroffene kann das Schreiben beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 190 (Herr Lange) in Empfang 
nehmen. 
 
Detmold, 02.03.2015 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
gez. Lange  

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Stadt Blomberg 
 
97 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10/02b 

des Ortsteiles Herrentrup der Stadt Blomberg, 
hier: Änderungsbeschluss und Beschluss zur 
Unterrichtung der Öffentlichkeit im beschleu-
nigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 3. Dezember 
2014 die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10/02b und 
die Durchführung des erforderlichen Beteiligungsverfah-
rens beschlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Darstellung eines 
privaten Sportplatzes mit Trainingszentrum.  
Der Änderungsbereich betrifft die Flurstücke 329, 307, 288 
(tlw.) und 139 (tlw.) der Flur 2 in der Gemarkung Her-
rentrup. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10/02b im beschleu-
nigten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenommen. 
 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll. 
 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige Un-
terrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB verzich-
tet wird. 
 
4.) In Verbindung mit  § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb angemessener Frist gegeben. 
Hiermit wird hiermit gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt ge-
macht, dass der Entwurf einschließlich Begründung in der 
Zeit vom 
18. März bis zum 17. April 2015 (einschl.) 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den. 
 
Die Lage des Änderungsbereiches ist dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen. 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, 12. Februar 2015 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Stadt Detmold 
 
98 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-

lung 
 
gem. § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW)  
 
Herr   Yury Kvasov 
zuletzt wohnhaft  Quellenstraße 12,  
   32758 Detmold 
ist unbekannt verzogen. 
 
Ihm ist ein Schriftstück bekannt zu geben. 
Da eine persönliche Zustellung nicht möglich ist, wird die 
Zustellung 
gem. § 10 LZG NRW öffentlich durchgeführt. 
 
Das Schriftstück (AZ: 1061790.00019-0100) 
vom 20.01.2015 kann vom Empfangsberechtigten bei der 
Stadtverwaltung Detmold, Fachbereich 1, 
Zentrale Aufgaben – Finanzen und Steuern, Bielefelder 
Straße 1, 1. OG, Zimmer 122 
eingesehen werden bzw. abgeholt werden. 
 
Das Schriftstück gilt als öffentlich zugestellt, wenn seit dem 
Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
Danach können Fristen in Gang gesetzt werden, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste eintreten können. 
 
Detmold, den 23.02.2015 
Im Auftrage: 
 
 
Jäger-Haffner 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
99 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde Extertal für 
das Wirtschaftsjahr 2013 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat am 18.12.2014 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2013 
festgestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresverlust 2013 in Höhe von 42.649,14 € wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. 
Es ergibt sich ein Verlustvortrag in Höhe von 134.704,07 €. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden im Verwaltungs-
gebäude Rathaus Extertal, Mittelstr. 36, 1. Obergeschoss, 
Raum 114, 32699 Extertal, aus. 
 
Der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Wirtschaftsbetriebe Extertal. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft WIBERA AG, Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 04.12.2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„An die Wirtschaftsbetriebe Extertal, Extertal 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Extertal, Extertal für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigen-
betriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die  

 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft WIBERA AG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt da-
bei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 09.02.2015 
 
GPA NRW   (Siegel) 
Im Auftrag 
 
Harald Debertshäuser 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Gemein-
de Extertal für das Wirtschaftsjahr 2013 sowie der Ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen werden gemäß § 13 Abs. 1 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Extertal vom 06.11.2009 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung NW vom 
16.11.2004 (GV.NRW. S. 644, ber. 2005 S.15), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13.08.2012 
(GV.NRW. S. 296), öffentlich bekannt gemacht. 
 
Wirtschaftsbetriebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
 
Extertal, 18.02.2015 
 
gez. 
 
 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
100 Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn-

Bad Meinberg abgegebenen Trinkwassers 
 
Bekanntmachung 
 
Aufgrund des § 9 „Gesetzes über die Umweltverträglichkeit 
von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch- und Reini-
gungsmittelgesetz – WRMG)  vom 29. April 2007  (BGBl. I 
S.600) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn Bad 
Meinberg abgegebenen Trinkwassers haben am 
14.11.2014 in den nachstehenden Ortsteilen betragen: 
 
Ortsteil Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Härtebereich 

Bad Meinberg 
(HB Fissen-
knick) Fis-
senknick 
Wehren 
Vahlhausen 

11,6 2,07 mittel 

Bad Meinberg 
HB Nassen-
wiem Wilberg 
Schönemark 
Schmedissen 

11,2 2,00 mittel 

Belle/ Billerb-
eck Bellen-
berg 

14,9 2,66 hart 

Fromhausen 12,7 2,26 mittel 
Leopoldstal 
Heesten 

25,3 4,51 hart 

Holzhausen 4,31 0,77 weich 
Horn 7,21 1,29 weich 
Kempen 7,98 1,42 weich 
 
Härtebereich weich: 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel: 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart: 
mehr als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
32805 Horn-Bad Meinberg, 09.Februar 2015 
 
Stadtwerke Horn-Bad Meinberg 
 
 
W. Jüdith 
1. Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
101 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl des Bürgermeisters der 
Stadt Horn-Bad Meinberg am 13. September 
2015 

 
Gemäß § 75 b Abs. 1 Satz 1 der Kommunalwahlordnung –
KWahlO – vom 31.08.1993 (GV.NRW. 1993 S. 592, 967), 
zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung der 
Kommunalwahlordnung vom 03.12.2013 (GV.NRW.S.730) 
fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für  
 
die Wahl des Bürgermeisters der Stadt Horn-Bad 
Meinberg 
 
auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 17 sowie §§ 46b bis 
46 d KWahlG in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30.06.1998 (GV.NRW.1998 S.454, 509 und 1999 S. 70) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.10.2013 (GV.NRW. 
2008 S.564) und der §§ 25, 26, 75 a und 75 b KWahlO 
weise ich hin. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, im Rathaus, 
Zimmer 27, während der Dienststunden kostenlos abgege-
ben werden. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines  
 
1.1 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber/eine Be-

werberin enthalten. Wahlvorschläge können von politi-
schen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten 
Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und 
von einzelnen Wahlberechtigten (Einzel-
bewerbern/Einzelbewerberinnen) eingereicht werden. 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 
Parteien und Wählergruppen können auch gemeinsam 
einen Bewerber/eine Bewerberin vorschlagen. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wäh-

lergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. 
Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihren Bewerber/ihre 
Bewerberin in einer Versammlung von Wahlberechtig-
ten aufstellen lassen. 

 
Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als 
gemeinsamer Bewerber/gemeinsame Bewerberin be-
nannt, ist sie entweder in einer gemeinsamen Ver-
sammlung oder in getrennten Versammlungen der be-
teiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger 
des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen ande-
ren als den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame 
Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union (Unionsbürger/Unionsbürgerinnen), 
die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Vo-
raussetzungen wie Deutsche wählbar.  
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Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/ Vertre-
terinnen für die Vertreterversammlungen sind in gehei-
mer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt ist nur, wer am 
Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahl-
gebiet wahlberechtigt ist.  
 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung 
kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen ein-
berufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür 
vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss einer 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erhe-
ben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung 
zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen 
für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und 
Wählergruppen durch ihre Satzungen.  
 
Über die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin ist eine 
Niederschrift mit Angaben über Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen 
Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtig-
ten und Ergebnis der Abstimmung zu fertigen. Der Lei-
ter/Die Leiterin der Versammlung und zwei von die-
sem/dieser bestimmte Teilnehmer/Teil-nehmerinnen 
haben dabei gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin 
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Bewer-
bers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeis-
ters/der Bürgermeisterin in geheimer Abstimmung er-
folgt ist.  

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der 

Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht unun-
terbrochen in der Vertretung der Stadt/Gemeinde, in der 
Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder 
aufgrund eines Wahlvorschlags aus Nordrhein-
Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen ge-
wählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein 
Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene or-
ganisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis 
zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß 
beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

 
2. Form und Inhalt 
 
2.1 Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 

11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss  enthal-
ten: 

 
− Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Par-

tei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht, bei gemeinsamen Wahlvorschlägen die Na-
men und ggf. die Kurzbezeichnungen aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger; andere Wahlvorschläge 
können durch ein Kennwort des Wahlvor-
schlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 
 

 
− Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Tag der Ge-

burt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) so-
wie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewer-
berin. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Ge-
meinsame Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen 
für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei ande-
ren Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Un-
terzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahl-
berechtigt sein. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 
160 Wahlberechtigten der Stadt/Gemeinde persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt grund-
sätzlich auch für Wahlvorschläge von Einzel-
bewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung 
ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeich-
nung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden. Der Unterstützungsunter-
schriften bedarf es nicht, wenn der bisherige Bürger-
meister/die bisherige Bürgermeisterin vorgeschlagen 
wird. Unterstützungsunterschriften für gemeinsame 
Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle betei-
ligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genann-
ten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 160 Wahl-

berechtigten unterzeichnet sein, so sind Unterschriften 
auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur 
KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 

 
− Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahl-

leiter/von der Wahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei 
der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurz-
bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreichen will, bei gemeinsamen 
Wahlvorschlägen sämtliche beteiligten Parteien o-
der Wählergruppen, bei Einzelbewerbern/ Einzel-
bewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, 
die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagen-
den Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahl-
leiter/Die Wahlleiterin hat diese Angaben im Kopf 
der Formblätter zu vermerken. 

 
− Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unter-

stützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; die Angaben 
zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt 
und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeich-
ners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unter-
zeichnung sollen vom Unterzeichner/von der Unter-
zeichnerin persönlich und handschriftlich ausgefüllt 
werden. 
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− Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf 

dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 
seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem Muster der 
Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
− Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur 

einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist sei-
ne/ihre Unterschrift auf allen weiteren Wahl-
vorschlägen ungültig. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den 
Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn dieser/ die-
se in der Stadt/Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

− Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Be-
werberin nach dem Muster der Anlage 12c zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahl-
vorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewer-
ber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie für 
keine andere gleichzeitig stattfindende Wahl zum 
Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/ 
Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe 
der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe ei-
nes gültigen Wahlvorschlags. 

 
− Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster 

der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Mus-
ter der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. 

 
− Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur 
Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 
9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt 
über die geheime Abstimmung (Anlage 10c zur 
KWahlO). Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters sind 
bis spätestens zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 1 KWahlG ge-
nannten Zeitpunkt (48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr – Aus-
schlussfrist), somit bis  
 

Montag, 27. Juli 2015, 18.00 Uhr, 
 
beim Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 
4, 32805 Horn-Bad Meinberg, im Rathaus, Zimmer 27, ein-
zureichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Horn-Bad Meinberg, 24. Februar 2015 
 
Der Wahlleiter  
für die Wahl des Bürgermeisters  
der Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Gemeinde Kalletal 
 
102 Jahresabschluss des Wasserwerkes Kalletal 

für das Geschäftsjahr 2013 
 
Der Rat der Gemeinde Kalletal hat am 11.12.2014 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31. Dezember 
2013 festgestellt und über die Behandlung des Jahresge-
winns wie folgt beschlossen: 
 
Aus dem Jahresgewinn 2013 in Höhe von 49.654,48 EUR 
ist zum 31.12.2014 (Fälligkeit) eine Ausschüttung in Höhe 
von 22.100,00 EUR an die Gemeinde Kalletal als Eigenka-
pitalverzinsung vorzunehmen. Der übersteigende Anteil in 
Höhe von 27.554,48 EUR ist der zweckgebundenen Rück-
lage für zukünftige Investitionen zuzuführen.  
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen ab dem 10. März 
2015 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus, Rintelner Straße 3, 
Zimmer 9, 32689 Kalletal-Hohenhausen, während der 
Dienststunden bereit. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Wasserwerk der Gemeinde 
Kalletal. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2013 hat sie sich der  Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Curacon GmbH, Münster, bedient. 
 
Diese hat  mit Datum vom 22.10.2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 
„An den Eigenbetrieb Wasserwerk der Gemeinde Kalletal, 
Kalletal: 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Wasserwerk der Gemeinde Kalletal, Kalletal, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrecht-
lichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der Be-
triebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 
317 HGB bzw. nach § 106  GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnis-
se über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche  

 
und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachwei-
se für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-
genbetriebs Wasserwerk der Gemeinde Kalletal, Kalletal. 
Der Lagebericht  steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich.  
 
Herne, den 09.02.2015 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Harald Debertshäuser" 
 
Bekanntmachung 
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Wasserwerk der 
Gemeinde Kalletal für das Geschäftsjahr 2013, die Be-
handlung des Jahresgewinns sowie das Ergebnis der Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes wer-
den gemäß § 15 Abs. 1 der Hauptsatzung der Gemeinde 
Kalletal vom 30. Januar 2015 in der zurzeit geltenden Fas-
sung i. V. m. § 26 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen – EigVO NRW – vom 16. No-
vember 2004 – und Art. 16 NKFG NRW (GV. NRW. S. 644) 
in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
Kalletal, den 26. Februar 2015 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Hermann Fischer 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Stadt Lügde 
 
103 Satzung vom 26.02.2015 zur 1. Änderung der 

Hauptsatzung der Stadt Lügde vom 28.05.2014 
 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) in der zur Zeit gelten-
den Fassung hat der Rat der Stadt Lügde am 9. Februar 
2015 folgende Satzung zur 1. Änderung der Hauptsatzung 
der Stadt Lügde vom 28.05.2014 beschlossen: 
 
§ 14 Abs. 3 Buchstabe f) erhält folgende Fassung: 
 
„f) Köterberg: Gebäude Köterberg 30“ 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 26.02.2015 
 
 
Reker 
-Bürgermeister- 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
104 Entwässerungssatzung der Stadt Lügde vom 

27. Februar 2015 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff), des § 53 Abs. 1 e 
Satz 1 des Wassergesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), sowie der Selbst-
überwachungsverordnung Abwasser vom 17. Oktober 
2013 (SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. – im Sat-
zungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW 2013), jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt 
Lügde am 09. Februar 2015 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst un-

ter anderem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Ein-
leiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im 
Stadtgebiet anfallenden Abwassers sowie das Entwäs-
sern und Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasser-
beseitigungspflicht gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 bis Nr. 7 LWG NRW insbesondere 

 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung 

von Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach Maß-
gabe des Baugesetzbuches durch einen Bebau-
ungsplan, einen Vorhaben- und Erschließungsplan 
oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs- und Ergän-
zungssatzung begründet worden ist, 

 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den 

Grundstücken des Gemeindegebietes anfallenden 
Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschrei-
bung von Plänen nach § 58 Abs. 1 LWG NRW, 

 
3. das Behandeln und die Einleitung des nach Num-

mer 2 übernommenen Abwassers sowie die Aufbe-
reitung des durch die Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Klärschlamms für seine ordnungsgemäße 
Verwertung oder Beseitigung, 

 
4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweite-

rung oder die Anpassung der für die Abwasserbe-
seitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen 
Anlagen an die Anforderungen des §§ 54ff. WHG 
und des § 57 LWG NRW, 

 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranla-

gen anfallenden Schlamms und dessen Aufberei-
tung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder 
Beseitigung (§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfür gilt 
die gesonderte Satzung der Stadt Lügde über die 
Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gru-
ben) vom 24.11.2014, 

 
6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanla-

gen im Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW, 
 
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes 

nach Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b LWG NRW. 
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(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in 

ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Be-
seitigung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung 
anfallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen 
und zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur 
Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentli-
chen Abwasseranlage gehören auch dezentrale öffent-
liche Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser 
sowie Auf- bzw. Ableitungsgräben wie z.B. Straßen- 
bzw. Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öf-
fentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind. Die 
öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranla-
gen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 
 

(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage 
sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Er-
neuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung be-
stimmt die Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Ab-
wasserbeseitigungspflicht. 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser 
im Sinne des § 54 Absatz 1 WHG. 

 
2. Schmutzwasser: 

Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG 
das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftli-
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
verändert und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 
54 Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen zum Be-
handeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austreten-
den und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WHG das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abflie-
ßende Wasser. 

 
4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlags-
wasser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet. 

 
5. Trennsystem: 

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlags-
wasser getrennt gesammelt und fortgeleitet. 

 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von 
der Stadt selbst oder in ihrem Auftrag betriebenen 
Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln 
und Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung 
oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwas-
serbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die 

Anschlussstutzen, nicht aber die Grundstücks- und 
Hausanschlussleitungen. 

 
 
 

 
c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung 

durch ein Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich 
Teile eines solchen Netzes auf den Privatgrundstü-
cken befinden, gehören die Hausanschlussleitungen 
einschließlich der Druckstationen nicht zur öffentli-
chen Abwasseranlage. 

 
d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne 

dieser Satzung gehören Kleinkläranlagen und ab-
flusslosen Gruben, die in der Satzung über die Ent-
sorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen der Stadt Lügde vom 24.11.2014 ge-
regelt ist. 

 
7. Anschlussleitungen: 
 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung 
werden Grundstücksanschlussleitungen und Hausan-
schlussleitungen verstanden. 

 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen 

von der öffentlichen Sammelleitung bis zu und ein-
schließlich der Inspektionsöffnung auf dem jeweils 
anzuschließenden Grundstück. 

 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der 

Inspektionsöffnung bis zu dem Gebäude oder dem 
Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. 
Bei Druckentwässerungsanlagen ist die Druckstati-
on (inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grund-
stück Bestandteil der Hausanschlussleitung. 

 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrich-
tungen innerhalb und an zu entwässernden Gebäu-
den, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem 
Grundstück bis zum Prüfschacht dienen (z.B. Ab-
wasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanla-
ge). Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseran-
lage. 

 
9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängen-
de Leitungsnetze, in denen der Transport von Ab-
wasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von 
Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen 
und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch 
notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnet-
zes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschluss-
leitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranlage 
gehört. 

 
10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und 
Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider 
und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen 
schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage 
durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

 
11. Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grund-
stückes, das an die öffentliche Abwasseranlage an-
geschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 
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12. Indirekteinleiter: 

Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der 
Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einlei-
tet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

 
13. Grundstück: 

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im 
Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, 
der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauli-
che Anlagen, so kann die Stadt für jede dieser An-
lagen die Anwendung der für Grundstücke maßgeb-
lichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

 
§ 3 

Anschlussrecht 
 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden 
Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in die-
ser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss sei-
nes Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasser-
anlage zu verlangen (Anschlussrecht). 
 

§ 4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche 

Grundstücke, die an eine betriebsfertige und aufnahme-
fähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wer-
den können. Dazu muss die öffentliche Abwasserlei-
tung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf 
dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasser-
leitung verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des 
Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder priva-
ten Weg ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße be-
steht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Die 
Stadt kann den Anschluss auch in anderen Fällen zu-
lassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht be-
einträchtigt wird. 

 
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Vo-

raussetzungen des § 53 Absatz 4 Satz 1 LWG NRW 
zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf 
Antrag der Stadt auf den privaten Grundstückseigentü-
mer durch die untere Wasserbehörde erfüllt sind. Die-
ses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer 
bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen 
Mehraufwendungen zu tragen. 

 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von 

der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
 

§ 5 
Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch 

auf das Niederschlagswasser. 
 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von 

Grundstücken, bei denen die Pflicht zur Beseitigung 
des Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 
1 LWG dem Eigentümer des Grundstücks obliegt. 

 
(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlags-

wassers nicht ausgeschlossen, wenn die Stadt von der 
Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Ge-
brauch macht. 

 

 
§ 6 

Benutzungsrecht 
 
(1) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlusslei-

tung hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung 
der technischen Bestimmungen für den Bau und den 
Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das 
Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwas-
ser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Be-
nutzungsrecht). 

 
§7 

Begrenzung des Benutzungsrechts 
 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe 

und Abwässer nicht eingeleitet werden, die aufgrund ih-
rer Inhaltsstoffe 

 
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden 

oder 
 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftigte 

Personal gefährden oder gesundheitlich beeinträch-
tigen oder 

 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen o-

der ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung ge-
fährden, erschweren oder behindern oder 

 
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich er-

schweren oder verteuern oder 
 
5. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -

verwertung beeinträchtigen oder verteuern oder 
 
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasser-

behandlungsanlage so erheblich stören, dass 
dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen 
Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden kön-
nen. 

 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere 

nicht eingeleitet werden: 
 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu 
Ablagerungen oder Verstopfungen in der Kanalisa-
tion führen können; 

 
2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und 

sonstigen privaten Behandlungsanlagen; 
 
3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen 

Abwasserbeseitigung, insbesondere aus Kleinklär-
anlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, 
Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehäl-
tern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck vor-
gesehene städtische Einleitungsstelle eingeleitet 
werden; 

 
4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, 

sowie Stoffe, die nach Übersättigung im Abwasser 
in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu 
Abflussbehinderungen führen können; 

 
 
 
 



194 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüs-

siggasbetriebenen Brennwertanlagen mit einer 
Nennwärmeleistung von mehr als 200 KW sowie 
nicht neutralisierte Kondensate aus sonstigen 
Brennwertanlagen; 

 
6. radioaktives Abwasser; 
 
7. Inhalte von Chemietoiletten; 
 
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilu-

gen von Krankenhäusern und medizinischen Institu-
ten; 

 
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung 

wie Gülle und Jauche; 
 
10. Silagewasser; 
 
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
 
12. Blut aus Schlachtungen; 
 
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in 

schädlichen Konzentrationen freisetzen kann; 
 
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie 

Abwasser, aus dem explosionsfähige Gas-Luft-
Gemisch entstehen können; 

 
15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
 
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte. 

 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende 

Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Ab-
wasseranlage nicht überschritten sind:  

 
1. Allgemeiner Parameter 

 
a) Temperatur   35° C 
 
b) pH-Wert   6,5 bis 10 

 
c) Absetzbare Stoffe 

1. biologisch abbaubar oder absetzbare Stoffe 
ohne toxische Metallverbindung 

 
1,0 – 10,0 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit 
Der Einbau von Stärkeabscheidern kann ge-
fordert werden 

 
2. nicht biologisch abbaubar oder absetzbare 

Stoffe mit toxischen Metallverbindungen 
 

1 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit 
 

2.  Verseifbare Öle und Fette  250 mg/l 
 

3. Mineralölkohlenwasserstoffe   20 mg/l 
 

4. Organische Lösemittel 
 

a) mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und 
biologisch abbaubar: wie zu b) 

 
b) halogenierte Kohlenwasserstoffe (berechnet als 

organisch gebundenes Halogen):          5 mg/l 

 
5. Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst): 

 
a) Aluminium (Al)            4 mg/l 
 
b) Antimon (Sb)         0,5 mg/l 
 
c) Arsen (As)         0,5 mg/l 
 
d) Barium (Ba)            5 mg/l 
 
e) Blei (Pb)            1 mg/l 
 
f) Cadmium (Cd)         0,5 mg/l 
 
g) Chrom gesamt (Cr)           1 mg/l 
 
h) Chrom-VL (Chromat)        0,2 mg/l 
 
i) Kobalt (Co)            1 mg/l 
 
j) Kupfer (Cu)            1 mg/l 
 
k) Nickel (Ni)            1 mg/l 
 
l) Quecksilber (Hg)         0,1 mg/l 
 
m) Selen (Se)            2 mg/l 
 
n) Silber (Ag)            1 mg/l 
 
o) Zink (Zn)            2 mg/l 
 
p) Zinn (Sn)         2,5 mg/l 

 
6. Anorganische Stoffe (gelöst): 

 
a) Gesamtstickstoff GesN = Nges + org. N (Summe 

aller Stickstoffverbindungen aus organischen 
und anorganischen Verbindungen). 

 
Nges = NH4-N + NO3-N +NO2-N, als Summe der 
Messwerte  der anorganischen Verbindungen
    200 mg/l. 

 
Entweder Ammonium-Stickstoff als NH4-N be-
stimmt:    100 mg/l, 

 
oder Nitrit als NO2-N bestimmt:   10 mg/l, 

 
oder Nitrat-Stickstoff als NO3-N bestimmt: 

     200 mg/l. 
 

b) Cyanid, leicht freisetzbar (CN)     1 mg/l 
 

c) Cyanid, gesamt (CN)    20 mg/l 
 

d) Fluorid (F)     50 mg/l 
 

e) Sulfat (So4)    600 mg/l 
(Im Einzelfall können je nach Baustoff, Verdün-
nung oder örtliche Verhältnissen auch höhere 
Werte zugelassen werden) 

 
f) Sulfit (S)        2 mg/l 

 
g) Phosphatverbindungen (P)   50 mg/l 
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7. Organische Stoffe 

 
a) Wasserdampfflüchtige Phenole (als C6H5OH)

    100 mg/l 
 
b) Farbstoffe: Nur in einer so niedrigen Konzentra-

tion, dass der Vorfluter nach Einleitung des Ab-
laufes einer mechanische-biologischen Kläran-
lage visuell nicht mehr gefärbt erscheint. 

 
8. Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe, z.B. Natri-

umsulfat, Eisen-II-Sulfat:         100 mg/l, dass keine 
anaeroben Verhältnisse in der öffentlichen Kanalisa-
tion auftreten. 

 
Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit 
dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht er-
folgen. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volu-

menstrom und/oder Konzentration festlegen. Sie kann 
das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass 
auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine 
Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers er-
folgt. 

 
(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwas-

seranlage auf anderen Wegen als über die Anschluss-
leitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der 
Stadt erfolgen. 

 
(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist 

ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbe-
seitigungspflicht befreit ist. 

 
(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerruf-

liche Befreiungen von den Anforderungen der Absätze 
2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beab-
sichtigte Härte für den Verpflichteten ergäbe und Grün-
de des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entge-
genstehen. Insbesondere kann die Stadt auf Antrag zu-
lassen, dass Grund-, Drainage- und Kühlwasser der 
Abwasseranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter 
hat seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nach-
weise beizufügen. 

 
(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, 

um 
 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder 
Stoffen zu verhindern, das unter Verletzung der Ab-
sätze 1 u. 2 erfolgt; 

 
2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, dass die 

Grenzwerte nach Absatz 3 nicht einhält. 
 

§ 8 
Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, 

Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwas-
ser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseran-
lage in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort 
zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt 
dieses jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, 
dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abschei-
der einzuleiten und dort zu behandeln ist. 

 

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von 

der Stadt eine Vorbehandlung (Vorreinigung) auf dem 
Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu 
errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder 
sonstigen Vorbehandlungsanlage angeordnet werden, 
wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswas-
sers für die Stadt eine Pflicht zur Vorbehandlung nach 
dem sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 
2004, S. 583ff.) auslöst. Die vorstehende Vorbehand-
lungspflicht gilt insbesondere für Straßenbaulastträger, 
die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleiten. 

 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenpro-

dukte und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen 
nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 
1, 2 und 3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen 
durch den Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhal-
tesystem mit einer maximalen Maschenweite von 2 mm 
geführt werden. 

 
(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen 

und deren Betrieb müssen den einschlägigen techni-
schen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die 
Stadt kann darüber hinausgehende Anforderungen an 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Ab-
scheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz 
der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist. 

 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbe-

handlung anfallen, sind in Übereinstimmung mit den ab-
fallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der 
öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 

 
§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Ein-

schränkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein 
Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungs-
pflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW an die öffentliche 
Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf 
dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrän-

kungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf 
seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser) in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um 
seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c 
LWG NRW zu erfüllen. 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, 

wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG genannten Vo-
raussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallendes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Vo-
raussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 

 
(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten 

Voraussetzungen ist das häusliche Abwasser aus 
landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Ab-
wasseranlage anzuschließen und dieser zuzuführen. 

 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für 

das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fäl-
len des § 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung. 
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(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind 

das Schmutz- und das Niederschlagswasser den je-
weils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 

 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der 

Benutzung der baulichen Anlage an die öffentliche Ab-
wasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungs-
verfahren nach § 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 

 
(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung 

einer baulichen Anlage, so ist das Grundstück innerhalb 
von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öf-
fentliche Bekanntmachung oder Mitteilung an den An-
schlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grund-
stück angeschlossen werden kann. 

 
§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für 
Schmutzwasser 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom An-

schluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 
ganz oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders 
begründetes Interesse an einer anderweitigen Beseiti-
gung oder Verwertung des Schmutzwassers besteht 
und - insbesondere durch Vorlage einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis - nachgewiesen werden kann, dass eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu 
besorgen ist. 

 
(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Ab-

satz 1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige Beseiti-
gung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich 
dazu dienen soll, Gebühren zu sparen. 

 
§ 11 

Nutzung des Niederschlagswassers 
 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des 
auf seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, 
so hat er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in 
diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Nieder-
schlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW, 
wenn die ordnungsgemäße Verwendung des Nieder-
schlagswassers auf dem Grundstück sichergestellt ist und 
ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass ei-
ne Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch 
Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann. Ein 
Verzicht auf die Abwasserüberlassung kommt nach § 53 
Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen Grundstücken 
in Betracht, die bereits an die öffentliche Abwasserkanali-
sation angeschlossen sind. 
 

§ 12 
Besondere Bestimmungen für 

Druckentwässerungsnetze 
 
(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen 

Gründen die Entwässerung mittels eines Druckentwäs-
serungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer 
auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen 
Pumpschacht mit einer für die Entwässerung ausrei-
chend bemessenen Druckpumpe sowie die dazugehö-
rige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustel-
len, zu betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und 
gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Ent-
scheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage  
 

 
des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazu-
gehörigen Druckleitung trifft die Stadt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem 

geeigneten Fachunternehmer einen Wartungsvertrag 
abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe ent-
sprechend den Angaben des Herstellers sicherstellt. 
Der Wartungsvertrag ist der Stadt bis zur Abnahme der 
Druckleitung, des Pumpenschachtes und der Druck-
pumpe vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpum-
pen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 6 Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen. 

 
(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten War-

tungsarbeiten verlangen. 
 
(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und 

zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des 
Pumpenschachtes ist unzulässig. 

 
§ 13 

Ausführung von Hausanschlüssen 
 
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit 

einer eigenen Anschlussleitung und ohne technischen 
Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die 
öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten 
mit Mischsystem ist für jedes Grundstück eine An-
schlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem je eine 
Anschlussleitung für Schmutz- und für Niederschlags-
wasser einschließlich Prüfschacht herzustellen. Auf An-
trag können mehrere Anschlussleitungen verlegt wer-
den.  

 
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehre-

re selbständige Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für 
jedes der neu entstehenden Grundstücke. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau 

von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. 
Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebe-
ne (in der Regel die Straßenoberkante) durch funktions-
tüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die 
Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein. 

 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem 

privaten Grundstück hat der Grundstückseigentümer 
einen geeigneten Einsteigschacht mit Zugang für Per-
sonal auf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes 
einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist 
der Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau 
eines geeigneten Einsteigschachtes mit Zugang für 
Personal verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung er-
neuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf An-
trag des Grundstückseigentümers von der Errichtung 
eines Prüfschachtes außerhalb des Gebäudes abgese-
hen werden. Der Prüfschacht muss jederzeit frei zu-
gänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder 
Bepflanzung ist unzulässig. 

 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Aus-

führung der Anschlussleitungen bis zum Prüfschacht 
sowie die Lage und Ausführung des Prüfschachtes be-
stimmt die Stadt. 
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(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie 

die laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwas-
seranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem 
anzuschließenden Grundstück führt der Grundstücksei-
gentümer auf seine Kosten durch. 
Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung 
sowie die laufende Unterhaltung der Grundstücksan-
schlussleitung obliegt der Stadt. Die Stadt macht die 
dabei entstehenden Kosten über den Kostenersatzan-
spruch nach § 10 KAG NRW gegenüber dem Grund-
stückseigentümer geltend.  

 
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürli-

ches Gefälle zur öffentlichen Abwasseranlage, so kann 
die Stadt von dem Grundstückseigentümer zur ord-
nungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den 
Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. 
Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. 

 
(8) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke 

durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert 
werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind 
dinglich im Grundbuch abzusichern. 

 
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche 

Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten errichtet 
oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseran-
fall nach sich ziehen, hat der Grundstückseigentümer 
auf seinem Grundstück Anlagen für einen späteren An-
schluss in Abstimmung mit der Stadt auf seine Kosten 
vorzubereiten. 

 
§ 14 

Zustimmungsverfahren 
 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf 

der vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist recht-
zeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durch-
führung der Anschlussarbeiten zu beantragen. 

 
(2) Der Antrag muss enthalten: 
 

a. Lageplan, Maßstab   1 : 500 
 
b. Bauzeichnungen (Grundriss und Schnitt) M = 1 : 

100 mit Darstellung aller Entwässerungseinrichtun-
gen (Anzahl, Führung, lichte Weite und technische 
Ausführung sowie Lage der Kontrollschächte) 

 
(3) Die Stadt ist berechtigt, bei Einleitungen von nicht nur 

häuslichem Abwasser ergänzende Angaben, insbeson-
dere über die Beschaffenheit des Abwassers zu verlan-
gen. 

 
(4) Die Antragsunterlagen sind zu unterschreiben und in 3-

facher Ausfertigung bei der Stadt einzureichen. 
 
(5) Vor Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage sind 

der Stadt Unternehmer- oder Sachverständigenbe-
scheinigungen darüber vorzulegen, dass die Anlage 
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Die 
Stadt behält sich eine Abnahme des Hausanschlusses 
vor. 

 
 
 
 
 

 
(6) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 

Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine Woche vor 
der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mit-
zuteilen. Diese sichert die Anschlussleitung auf Kosten 
des Anschlussnehmers. 

 
§ 15 

Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater 

Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüber-
wachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungs-
verordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Pri-
vate Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 
WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehal-
ten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 
Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der Stadt. 

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwas-

serleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige 
gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt wer-
den. 

 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erd-

reich oder unzugänglich verlegte private Abwasserlei-
tungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwas-
ser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne 
Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 
Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Ab-
wasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung von Nie-
derschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Ab-
wasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt ei-

ne Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Ab-
wasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den 
§§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 
SüwV Abw NRW 2013 hat der Eigentümer des Grund-
stücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 
der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach 
ihrer wesentlicher Änderung unverzüglich von Sach-
kundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit 
prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für be-
stehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 
aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. 
Legt die Stadt darüber hinaus durch gesonderte Sat-
zung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstück-
seigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt 
hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrich-
tungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG 
NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt Sat-
zungen nach altem Recht gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 
LWG NRW fortführt. 
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(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 

Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten 
die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allge-
mein anerkannte Regeln der Technik, soweit die 
SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden Regelun-
gen trifft. 

 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das 

Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer 
Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 
2013 zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung 
die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten 
Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anla-
gen ist der Stadt durch den Grundstückseigentümer 
oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 
SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach Erhalt vom 
Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfe-
stellung durch die Stadt erfolgen kann. 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 

auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden 
sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 kei-
ner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbeschei-
nigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden An-
forderungen entsprochen haben.  

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeit-

punkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von 
den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
2013 kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO 
Abw NRW 2013 nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Einzelfall entscheiden. 

 
§ 16 

Indirekteinleiterkataster 
 
(1) Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, 

deren Beschaffenheit erheblich vom häuslichen Abwas-
ser abweicht. 

 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der 

Stadt mit dem Antrag nach § 14 Absatz 1 die abwas-
sererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei 
bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu gesche-
hen. Auf Verlangen hat der Direkteinleiter der Stadt 
Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, 
den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Ab-
wassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungs-
pflichtige Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG 
und § 59 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die 
Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständi-
gen Wasserbehörde. 

 
§ 17 

Abwasseruntersuchung 
 
(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersu-

chungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Sie 
bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und 
Turnus der Probenahmen. 

 
 
 
 

 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der An-

schlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß 
gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung 
vorliegt. 

 
§ 18 

Auskunfts-, und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt 

auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erfor-
derlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der 
haustechnischen Abwasseranlagen und der Hausan-
schlussleitung zu erteilen. 

 
(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben 

die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen 
durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel 
der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen 
sein können (z.B. Verstopfungen von Abwasserlei-
tungen), 

 
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten 

sind oder zu geraten drohen, die den Anforderun-
gen nach § 7 nicht entsprechen, 

 
3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers er-

heblich ändert, 
 
4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde 

liegenden Daten erheblich ändern, 
 
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des An-

schluss- und Benutzungsrechtes entfallen. 
 
(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit 

Berechtigungsausweis sind berechtigt, die angeschlos-
senen Grundstücke zu betreten, soweit dies zum Zweck 
der Erfüllung der städtischen Abwasserbeseitigungs-
pflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das 
Betreten von Grundstücken und Räumen zu dulden und 
ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betre-
tungsrecht gilt nach § 53 Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW 
auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der 
Stadt zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflich-
teten sind zu beachten. 

 
§ 19 

Haftung 
 
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben 

für eine ordnungsgemäße Benutzung der haustechni-
schen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser 
Satzung zu sorgen. Sie haften für alle Schäden und 
Nachteile, die der Stadt infolge eines mangelhaften Zu-
standes oder einer satzungswidrigen Benutzung der 
haustechnischen Abwasseranlagen oder infolge einer 
satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlage entstehen. 

 
(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt 

von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 
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(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere 

Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet auch nicht für 
Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschrie-
benen Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder 
nicht ordnungsgemäß funktionieren. 

 
§ 20 

Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für 

Grundstückseigentümer ergeben, gelten entsprechend 
für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger 
der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser 

Satzung für die Benutzung der öffentlichen Abwasser-
anlage ergeben, für jeden, die 

 
a) berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den ange-

schlossenen Grundstücken anfallende Abwasser 
abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, 
Untermieter etc.)  

 
oder 

 
b) der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Ab-

wasser zuführt. 
 
(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen 
 

1. § 7 Absatz 1 und 2 
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseran-
lage einleitet oder einbringt, deren Einleitung oder 
Einbringung ausgeschlossen ist, 

 
2. § 7 Absatz 3 und 4 

Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom 
hinaus einleitet oder hinsichtlich der Beschaffenheit 
und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte 
nicht einhält oder das Abwasser zur Einhaltung der 
Grenzwerte verdünnt oder vermischt, 

 
3. § 7 Absatz 5 

Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen 
Wegen als über die Anschlussleitung eines Grund-
stückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet, 

 
4. § 8 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Ben-
zol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges 
Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Ab-
wasseranlage nicht in entsprechende Abscheider 
einleitet oder Abscheider nicht oder nicht ordnungs-
gemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidergut 
nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 
Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der öffent-
lichen Abwasseranlage zuführt. 

 
 
 

 
5. § 9 Absatz 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseran-
lage einleitet, 

 
6. § 9 Absatz 6 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das 
Schmutz- und das Niederschlagswasser nicht den 
jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt, 

 
7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlags-
wasser als Brauchwasser nutzt, ohne dies der Stadt 
angezeigt zu haben, 

 
8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4  

die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen o-
der Einsteigeschächte nicht frei zugänglich hält, 

 
9. § 14 Absatz 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
ohne vorherige Zustimmung der Stadt herstellt oder 
ändert, 

 
10. § 14 Absatz 2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehe-
nen Gebäudes nicht oder nicht rechtzeitig der Stadt 
mitteilt, 

 
11. § 15  

die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- 
und Funktionsprüfung der Stadt entgegen § 15 Abs. 
6 Satz 3 dieser Satzung nicht vorlegt.  

 
12. § 16 Absatz 2 

der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvor-
gänge nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder auf 
ein entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine 
oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zu-
sammensetzung des Abwassers, den Abwasseran-
fall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt, 

 
13. § 18 Absatz 3 

die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt 
Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran hin-
dert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen 
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug die-
ser Satzung die angeschlossenen Grundstücke zu 
betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehin-
derten Zutritt zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücken gewährt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an 

der öffentlichen Abwasseranlage vornimmt, Schachtab-
deckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient 
oder in einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseran-
lage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt. 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absätzen 1 und 2 können 

mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet wer-
den. 
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§ 22 

Anschlussbeitrag, Gebühren und Aufwand- und Kos-
tenersatz 

 
Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Her-
stellung und Erweiterung der Abwasseranlage werden An-
schlussbeiträge und für die Inanspruchnahme der Abwas-
seranlage Benutzungsgebühren nach den zu dieser Sat-
zung erlassenen Beitrags- und Gebührensatzungen erho-
ben. Der Aufwand für Grundstücks- und Hausanschlüssen 
ist nach den Bestimmungen der Beitragssatzung von den 
Anschlussnehmern zu ersetzen. 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündigung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung der Stadt 
Lügde vom 21.10.1996 in der z. Zt. gültigen Fassung vom 
10.12.2001 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehenden 
Entwässerungssatzung mit dem Beschluss des Rates der 
Stadt Lügde vom 09.02.2015 übereinstimmt.  
 
Die vorstehende Entwässerungssatzung der Stadt Lügde 
vom 27. Februar 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündigung nicht mehr gelten gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 27. Februar 2015 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
 
 
 
 
 
 
 

 
105 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung vom 05.03. 2015 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Lügde 

für das Haushaltsjahr 2015 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli  1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 
(GV. NRW. S. 878) hat der Rat der Stadt Lügde mit Be-
schluss vom 09. 02. 2015 folgende Haushaltssatzung 
erlassen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich erziel-
baren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie ein-
gehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf  
   21.875.000  EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  
   22.782.000  EUR 
 
im Finanzplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
laufender Verwaltungstätigkeit auf   

   19.848.000 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 laufender Verwaltungstätigkeit auf   
   19.866.000 EUR 
  
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf 
     1.811.000 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf  
     2.989.000 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 der Finanzierungstätigkeit auf   
     1.181.000 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 der Finanzierungstätigkeit auf  
        703.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen erforderlich ist, wird auf  
 

1.178.000 EUR 
 
festgesetzt. 
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§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird nicht veranschlagt. . 
 
Die Verringerung der Allgemeinen Rücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf  
 

907.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf  
 

2.000.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind mit Hebe-
satzsatzung vom 24.11.2014 durch den  Rat der Stadt 
Lügde für das Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf   
   230 v.H. 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf   
   455 v.H. 
  
2. Gewerbesteuer auf   
                 420 v.H. 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grund-
lage beruhen, sind erheblich im Sinne des § 83 GO NRW, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 50 v. H. des Ansatzes und 
mindestens 25.000 EUR ausmachen. 
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 EUR übersteigen. Ausgenommen 
davon sind Aufwendungen aus internen Leistungsbezie-
hungen, kalkulatorische Kosten und Jahresabschlussbu-
chungen. 
 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen bedürfen nach § 83 GO NRW der vorheri-
gen Zustimmung des Rates. 
 
 
 
 
 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit Anlagen für das 
Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 
Abs. 5 GO NW dem Landrat des Kreises Lippe als un-
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Schreiben vom 11. 02. 2015 angezeigt worden.  
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der Rücklage ist vom Landrat als un-
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Ver-
fügung vom 02.03.2015 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme bis zum En-
de der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 96 
Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein 
Westfalen im Rathaus der Stadt Lügde, Am Markt 1,  
Zimmer 19, 32676 Lügde, öffentlich aus und ist unter 
der Adresse www.luegde.de  im Internet verfügbar. 

 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 05.03.2015 
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Gemeinde Schlangen 
 
106 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung vom 27.02.2015 an Herrn Karl-Heinz Vogt 
 
An Herrn Karl-Heinz Vogt ist am 27.02.2015 unter dem Ak-
tenzeichen 2015/Vogt-Wt eine schriftliche Ordnungsverfü-
gung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
Herr Karl-Heinz Vogt unter der angegebenen Anschrift 
nicht zu ermitteln ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher die Ordnungsverfügung durch 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Sie gilt als zuge-
stellt, wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr 
als zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung be-
ginnt die Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel 
grundsätzlich nicht möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Ordnungsverfügung bei der Ge-
meindeverwaltung Schlangen, Fachbereich Ordnung und 
Soziales, Bürgerbüro, Kirchplatz 6, in 33189 Schlangen 
während der üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Schlangen, den 27.02.2015 
 
Gemeinde Schlangen 
 
 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 203 
 

 

 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
107 Aufgebot dreier Sparurkunden 
 
Die Sparurkunden Nr. 3512084173, 3571036221 und 
3571069370  ausgestellt  von der Sparkasse  
Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der  
Sparkasse Paderborn sind abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunden wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunden 
anzumelden. 
Werden die  Sparurkunden nicht vorgelegt, werden sie für 
kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, 23.02.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 10.03.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 
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